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es scheint, als ob mit dem Statement „Die Welt 
teilt sich in neue Blöcke auf, neue Verbündete 
werden gesucht. Demokratie versus Autokratie. 
Freier Handel versus Zölle und bilaterale Vereinba-
rungen.“ zu kurz gesprungen wurde. Wird es eine 
tripolare oder gar eine multipolare Weltordnung 
geben? Derzeit sieht man wie sich vor allem die 
USA, Russland und China mit unterschiedlichen 
Mitteln in Stellung bringen. Aber wo ist Europa 
oder welche Rolle möchte Europa spielen? Es 
scheint fast, als ob Europa hin- und hergerissen ist 
zwischen der alten bekannten und bequemen 
Weltordnung und dem Unvermögen eine Vision zu 
etablieren. Wie könnte ein eigenständiger Block 
aussehen, der seine Werte und Wirtschafts- 
leistung in die Welt exportiert? Derzeit sind die 
etablierten politischen Parteien in den europäi-
schen Ländern geprägt von der Angst, dass not-
wendige Reformen einen Machtverlust nach sich 
ziehen könnten. Die Schockstarre des Nichtstuns 
begünstigt populistische Parteien, die eine ver-
meintlich einfache Lösung versprechen. 

Aber ist wirklich alles so schlecht, wie man es liest 
und wahrnimmt? Eine Bürokratieerleichterung ist 
in Deutschland nicht feststellbar, das Infrastruktur-
paket droht im Verteilungskampf unterzugehen. 
Aus dem Herbst der Reformen droht der Winter 
der Enttäuschung zu werden. Reformen wie bei-
spielsweise eine zukunftsweisende Einwande-
rungs- oder Klimapolitik, eine Renten- oder Ar-
beitsmarktreform werden zurückgestellt, weil man 
befürchtet einem Wählerklientel zu viel zumuten zu 
müssen. Doch ist es nicht die Klarheit, die eine ge-
troffene Entscheidung mit sich bringt, die Hoff-
nung und neuen Mut schöpfen lässt? Das junge 
Deutschland ist nicht so schlecht, wie die Unken-
rufe es vermuten lassen. Auf einer Tagung mit jun-
gen Gründern konnte man sehen, wie motiviert 
und veränderungsbereit diese Generation ist und 
bereit ist die alten Pfade zu verlassen und die Welt 
morgen anders und hoffentlich besser zu gestal-
ten. Die Mitglieder der Versorgungseinrichtung 
wissen, dass Nichtstun keine Alternative ist. In der 
Niedrigzinsphase hatten sie die Notwendigkeit ge-
sehen, die Kapitalanlagestrategie zu ändern und 
den Rechnungszins zu senken. Diese Änderun-
gen zogen zunächst Einschnitte nach sich, doch 
nun scheint das Ende des Umbaus in Sicht zu 
sein.

Die Versorgungseinrichtung erwirtschaftete im 
Jahr 2024 den Rechnungszins am Kapitalmarkt, 
und es gab ausreichend Raum für eine Dynamisie-
rung der Renten und Anwartschaften um 2,5 % 
für das Jahr 2025. Die Kapitalmärkte überrasch-
ten in 2025 mit ihrer starken Entwicklung, trotz po-
litischer Unsicherheit in Europa und einer nationa-
listisch geprägten Politik in den USA (Stichwort: 
Zölle) fallen die Unternehmensgewinne gut aus, 
die Kapitalmärkte reflektieren dies mit einer sehr 
guten Wertentwicklung. Damit scheint das Errei-
chen des Rechnungszinses von 3,0 % im Jahr 
2025 möglich zu sein.

Die vier Spezialfonds der Versorgungseinrichtung, 
die einem Wertsicherungskonzept unterliegen, 
konnten bis jetzt eine gute Wertentwicklung erzie-
len. Die Versorgungseinrichtung ließ den Mana-
gern ausreichende Freiheiten bei den Investitions-
entscheidungen. ESG-Kriterien mussten allerdings 
ein integrales Element in der Anlagestrategie sein. 
Zum Jahresende wurde bewusst etwas Risiko he-
rausgenommen, um nicht Opfer einer erratischen 
US-Handels- und Außenpolitik zu werden, die wo-
möglich das Erreichen des Rechnungszinses zum 
Jahresende hin gefährdet.

Die Aufsichtsbehörde ermöglichte es der Versor-
gungseinrichtung, im Rahmen einer Ausnahmege-
nehmigung, eine Immobilienquote von fast 30 % 
zu halten.  Der schnelle und starke Zinsanstieg in 
den Jahren 2022 und 2023 verursachte Wertkor-
rekturen bei den Immobilienobjekten, und trotz 
Zinssenkungen ist die Liquidität im Immobilien-
markt noch weit von den alten Niveaus entfernt. 
Hinzu kommen hohe Ausbaukosten bei Neuver-
mietungen oder Maßnahmen zur Steigerung der 
Energieeffizienz, die den laufenden Ertrag drücken. 
Das Immobilienteam überprüft die direkt gehalte-
nen Immobilien und bewertet Erhaltungsmaßnah-
men, um ein energetisches „Stranden“ unserer Im-
mobilien zu vermeiden. Die Manager unserer 
Immobilienfonds unternehmen ähnliche Anstren-
gungen, damit die gehaltenen Objekte die ge-
steckten Energieziele erreichen können. 

Anfang des Jahres änderte das Bundesministerium 
der Finanzen die Anlageverordnung, an die sich die 
Versorgungseinrichtung halten muss. Die wichtigs-
ten Änderungen waren hier, dass die Risiko- 
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kapitalquote von 35 % auf 40 % angehoben und 
eine Infrastrukturquote von 5 %, die auf keine be-
stehende Quote angerechnet wird, eingeführt wur-
de.  Der Anteil der Alternativen Investitionen in Pri-
vate Equity, Private Debt, Infrastrukturfonds und 
Erneuerbare Energien, hauptsächlich abgebildet 
über Beteiligungsprogramme, nahm weiter zu. Die 
erwirtschafteten Erträge erreichen fast ihre Zielren-
diten. Die Versorgungseinrichtung wird den Anteil 
dieser Assetklasse noch weiter aufstocken. Die 
Beibehaltung einer breiten Mischung und Streuung 
der Anlagen innerhalb der Assetklasse ist dabei ein 
ganz zentrales Thema.
 
Die Versorgungseinrichtung befindet sich in der 
höchsten ABV-Risikostufe. Deshalb unterziehen 
wir unsere Vermögensanlagen mehrmals jährlich 
einem Stresstest, der je Anlagekategorie hohe 
Verluste simuliert. Die Ergebnisse zeigen, dass 
ausreichend Reserven vorhanden sind, um auch 
zusätzliche kurzfristige Verluste hinnehmen zu 
können. Die gute Positionierung der Versorgungs-
einrichtung bestätigte auch die in diesem Jahr 
durchgeführte Asset-Liability-Management-Stu-
die. Hier wurde ebenfalls überprüft, ob die Versor-
gungseinrichtung über ausreichend Deckungs-
masse verfügt, um auch bei adversen Markt- 
ereignissen ihren Verpflichtungen nachzukommen.  

Die Versorgungseinrichtung wird aller Voraussicht 
nach im Rechnungsjahr 2025 den aktuellen Rech-
nungszins von 3,0 % erwirtschaften. Gemäß dem 
aktuellen Technischen Geschäftsplan sind keine 
weiteren Rechnungszinssenkungen geplant. Dar-
über hinaus ermöglicht der Anstieg der Beitrags-
bemessungsgrenze eine Dynamisierung der Ren-
ten und Anwartschaften. So beschloss der 
Verwaltungsrat in seiner Sitzung im Oktober eine 
Dynamisierung der Renten und Anwartschaften 
für das Jahr 2026 von 3,0 %. Die Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde liegt vor. Die Zusammenar-
beit mit der Aufsichtsbehörde gestaltet sich sehr 
positiv. Mit der aktuellen Dynamisierung zeigt die 
Versorgungseinrichtung, dass umsichtig mit den 
Reserven umgegangen wird und dort wo ausrei-
chend Spielraum besteht dieser für unsere Mitglie-
der genützt wird. Damit soll für unsere Mitglieder 
ein Ausgleich zu den in der Vergangenheit hohen 
Preissteigerungen geschaffen werden. Da wir un-
sere Manövriermasse am Kapitalmarkt erwirt-

schaften müssen, ist ein Ausgleich aber nur in 
mehreren Schritten möglich. Zusätzlich zur Dyna-
misierung muss im Grunde der Rechnungszins, 
den die Versorgungseinrichtung jedes Jahr zu er-
wirtschaften hat, hinzugenommen werden. Beide 
Faktoren resultieren in einer deutlich höheren Aus-
gangsverrentung unserer Mitglieder im Vergleich 
zur gesetzlichen Rentenversicherung.

Durch Personalfluktuation und hohen Kranken-
stand am Jahresanfang sind wir bei den Antwort-
zeiten im Jahresverlauf etwas zurückgefallen. In-
zwischen stellen wir wieder eine Verbesserung 
fest, jedoch haben wir in der Mitgliederbetreuung 
noch nicht das Niveau erreicht, das wir Ihnen bie-
ten möchten, speziell in Hinblick auf die Antwort-
zeiten. Wir arbeiten weiter daran, Ihnen wieder die 
gewohnte, zeitnahe Beratung anbieten zu können. 

Aktuell betreuen wir 7.662 aktive Mitglieder und 
2.572 Rentenempfänger (Stand 31.10.2025). Im 
Vordergrund steht die ausführliche Beratung in 
Mitglieds-, Beitrags- und Rentenangelegenheiten. 
Wir freuen uns, dass Sie die persönliche Bera-
tung, in der wir Ihnen umfassende Informationen 
zur Beitrags- und Rentengestaltung geben kön-
nen, verstärkt in Anspruch nehmen.

Die eingeführte Möglichkeit der vorgezogenen Teil-
altersrente zieht einen größeren Beratungsbedarf 
nach sich, jedoch liegt die tatsächliche Inanspruch-
nahme durch die Mitglieder wie auch in den letzten 
Jahren bei unter 2 % aller Rentenfälle. Die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aus dem Versiche-
rungsbetrieb stehen Ihnen gerne zur Verfügung.

Insgesamt geht die Versorgungseinrichtung gut 
vorbereitet in das Jahr 2026.

Ich verbleibe mit einem herzlichen Dank für die ge-
leistete Arbeit an die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Versorgungseinrichtung 

Ihr

Dr. med. Michael Kupp 
Vorsitzender

Koblenz, im November 2025
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INFORMATIONEN 
RUND UM DEN BEITRAG

BEITRAGSSATZ

Der Beitragssatz zur 
gesetzlichen Renten-
versicherung bleibt ab 
01.01.2026 konstant 
bei 18,6 %. 

Die Beitragsbemes-
sungsgrenze steigt  
ab 01.01.2026 auf  
monatlich 8.450,00 
EUR (einheitlich für alle 
Bundesländer).

Angestellte Mitglieder Beitrag

Höchstbeitrag 1.571,70 €

Mindestbeitrag 157,15 €

Beitragsbemessungsgrenze mtl. 8.450,00 €

Niedergelassene Mitglieder Beitrag

Pflichtbeitrag  
(25 % der Beitragsbemessungsgrenze von 8.450,00 €)

2.113,00 €

Mindestbeitrag 523,90 €

Höchstmöglicher Beitrag (Erwerb von 2 % Anwartschaften) 3.143,40 €

Pflichtbeitrag in den ersten beiden Jahren der Niederlassung 1.571,70 €

MITGLIEDSBEITRÄGE AB 1. JANUAR 2026 AUF EINEN BLICK
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ENTWICKLUNG DER 
VERSORGUNGSEINRICHTUNG

MITGLIEDERZAHL STEIGT STETIG

Der Bestand an aktiven Mitgliedern ist zum 
31.12.2024 auf 7.500 (Nettozugang) angestiegen. 
Bis Ende Oktober 2025 stieg die Zahl der aktiven 
Mitglieder auf 7.662.

In der Grafik sind neben den aktiven Mitgliedern 
zusätzlich die versorgungsausgleichsberechtigten 
Personen (VA-Berechtigte) aufgeführt. Deren An-
zahl hatte sich zum 31.12.2024 auf 583 erhöht. 
Am 31.10.2025 lag die Zahl bei 587.

ZAHL DER RENTENEMPFÄNGER/-
INNEN STEIGEND

Zum 31.12.2024 erhielten 2.445 Personen Versor-
gungsleistungen von der Versorgungseinrichtung. 
Davon waren 1.114 Personen weiblich und 1.331 
männlich. Bis Ende Oktober 2025 stieg die Ge-
samtzahl auf 2.572 Personen (1.170 weiblich, 
1.402 männlich) an.

RENTENEMPFÄNGER/-INNEN

AKTIVE MITGLIEDER UND VA-BERECHTIGTE
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VERWALTUNGSKOSTENSATZ 
LEICHT AUF 1,67 % GESTIEGEN

Die auf den Betrieb der Versorgungseinrichtung 
und auf die Kapitalanlagen zu verteilenden Auf-
wendungen (Personal-, Sachkosten und Ab-
schreibung auf Inventar) beliefen sich im Ge-
schäftsjahr 2024 auf 3,04 Mio. EUR. Die Kosten 
für die Verwaltung der Kapitalanlagen betragen 
nach entsprechender Zuordnung 53 % der in der 
Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 
01.01. bis 31.12.2024 ausgewiesenen Beträge, 
sodass für den eigentlichen Betrieb der Versor-
gungseinrichtung 1,43 Mio. EUR anzusetzen sind. 
Das entspricht 1,67 % (Vorjahr 1,64 %) der laufen-
den Versorgungsabgaben.

RENTEN UND ANWARTSCHAFTEN 
STEIGEN UM 3,0 %

In der Sitzung vom 23.10.2025 beschlossen die 
Mitglieder des Verwaltungsrats einstimmig, die 
Rentenbemessungsgrundlage für das Jahr 2026 
auf 99.130,00 EUR anzuheben. Das entspricht  
einer Dynamisierung von Renten und Anwart-
schaften um 3,0 %. In ihrer Novembersitzung be-
stätigte die Hauptversammlung die Entscheidung 
des Verwaltungsrats. Die Dynamisierung wurde 
von der Aufsichtsbehörde genehmigt.
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JAHRESRECHNUNG 2024

Die Jahresrechnung für das Jahr 2024 wurde in 
der Sitzung der Hauptversammlung der Versor-
gungseinrichtung vom 19.11.2025 genehmigt. Die 
Bilanzsumme zum 31.12.2024 von 1.741,4  Mio. 
EUR (Vorjahr 1.667,0 Mio. EUR) gliedert sich wie 
folgt (Werte sind gerundet):

AKTIVA2022 2024 2023

A. Immaterielle Vermögensgegenstände 0,1 Mio. EUR 0,1 Mio. EUR

B. Kapitalanlagen 1.725,5 Mio. EUR 1.651,2 Mio. EUR

C. Forderungen 3,3 Mio. EUR 3,4 Mio. EUR

D. Sonstige Vermögensgegenstände 7,1 Mio. EUR 6,8 Mio. EUR

E. Rechnungsabgrenzungsposten 5,4 Mio. EUR 5,5 Mio. EUR

1.741,4 Mio. EUR 1.667,0 Mio. EUR

PASSIVA 2024 2023

A. Eigenkapital 103,0 Mio. EUR 97,0 Mio. EUR

B. Ausgleichsstock 1.631,4 Mio. EUR 1.567,0 Mio. EUR

C. Versicherungstechnische Rückstellungen 0,0 Mio. EUR 0,9 Mio. EUR

D. Andere Rückstellungen 0,7 Mio. EUR 0,2 Mio. EUR

E. Andere Verbindlichkeiten 6,3 Mio. EUR 1,9 Mio. EUR

F. Rechnungsabgrenzungsposten 0,0 Mio. EUR 0,0 Mio. EUR

1.741,4 Mio. EUR 1.667,0 Mio. EUR

GEWINN- UND VERLUST-
RECHNUNG (AUSZUG)* 2024 2023

Beiträge  
(ohne Überleitungen und Nachversicherungen) 85,9 Mio. EUR 82,3 Mio. EUR

Erträge aus Kapitalanlagen 62,3 Mio. EUR 63,9 Mio. EUR

Versorgungsaufwand  
(ohne Überleitungen und Beitragserstattungen) 71,6 Mio. EUR 69,3 Mio. EUR

Einstellung in die Verlustrücklage (Eigenkapital) 6,0 Mio. EUR 5,0 Mio. EUR

* für den Zeitraum 01.01.-31.12.2024
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KAPITALANLAGEN

Nach § 14 Abs. 2 des Heilberufsgesetzes Rhein-
land-Pfalz müssen die Vermögensanlagen der 
Versorgungseinrichtung hinsichtlich der Art und 
des Umfangs der zulässigen Anlage des gebun-
denen Vermögens grundsätzlich nach der Anlage-
verordnung in der jeweils geltenden Fassung erfol-
gen. Unter anderem müssen nach dieser 
Verordnung die Grundsätze von Mischung und 
Streuung beachtet werden.

Die Kapitalanlagen der Versorgungseinrichtung in 
Höhe von 1.725,5 Mio. EUR teilen sich zum Bi-
lanzstichtag 31.12.2024 wie nachstehend auf:

VERMÖGENSAUFTEILUNG

Im Berichtsjahr erfolgten Zeichnungen weiterer 
Zielfonds der Segmente Infrastruktur und Private 
Equity in den Dachfonds für Beteiligungsprogram-
me. Das Segment Private Debt wurde in Form von 
Verbriefungen im Direktbestand gezeichnet. Die 
voranschreitenden Kapitalabrufe in diesen Asset-
klassen wurden aus vorhandenen Liquiditätsbe-
ständen finanziert. Neuanlagen in Unternehmens- 
und Staatsanleihen wurden im Berichtsjahr nicht 
getätigt. Es wurde eine Liegenschaft des Immobi-
liendirektbestandes verkauft und dadurch ein au-
ßerordentlicher Bilanzgewinn realisiert.

Ebenso wie das Jahr 2023 kann auch 2024 als 
starkes Aktienjahr angesehen werden. So erreich-
ten internationale Indizes wie Dow Jones und Eu-
roStoxx 50 neue Allzeithochs. Treiber der positi-
ven Wertentwicklung waren hauptsächlich Unter- 
nehmen aus dem Technologiesektor. Ebenso tru-
gen Zinssenkungen der amerikanischen Noten-
bank FED sowie der EZB zu den positiven Wert-
entwicklungen bei.

Schuldschein- 
darlehen 
0,9 %

Immobilienanlagen  
(Direktanlagen und Fonds) 
27,7 %

Unternehmens-/ 
Staatsanleihen 
19,9 %

Spezial- 
Sondervermögen/ 
Publikumsfonds 
30,0 %

Beteiligungen 
18,8 %

Sonstiges  
(Termingelder, Hypotheken
forderungen, Geldmarktkonten) 
0,7 %

Gedeckte 
Namensschuld- 
verschreibungen 
1,7 %

Nachrangdarlehen 
0,3 %
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Die Wertpapier-Spezial-Sondervermögen über-
schritten die Jahreszielperformance und trugen 
zur Erreichung des Rechnungszinses bei. Hierzu 
leisteten ebenso der Dachfonds für Beteiligungs-
programme sowie die Immobiliendachfonds ent-
scheidende Beiträge. Kleinere Reserven verblie-
ben sowohl in den Wertpapier-Spezial-Sonder- 
vermögen als auch in den Dachfonds und wurden 
nicht ausgeschüttet.

Den Mitgliedern der Versorgungseinrichtung sind 
Nachhaltigkeitskriterien im Rahmen der Kapitalan-
lage ihrer Versorgungsleistungen sehr wichtig. 
Dieser Anforderung trägt die Verwaltung Rech-
nung, in dem bei der Auswahl neuer Kapitalanla-
gen die Themen Umwelt, Soziales und gute Un-
ternehmensführung (ESG) einen zentralen Punkt 
der Ankaufsprüfung darstellen.

Im März 2021 ist die EU-Verordnung über nach-
haltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Fi-
nanzdienstleistungssektor (Sustainable Finance 
Disclosure Regulation) in Kraft getreten. Diese ver-
pflichtet Asset Manager dazu, Nachhaltigkeitskri-
terien des jeweiligen Finanzproduktes offen zu le-
gen, damit dieses als nachhaltig oder nicht 
nachhaltig eingestuft werden kann.

Neue Beteiligungsprogramme erfüllen z. T. bereits 
die Kriterien, um als nachhaltig zu gelten. In Kapi-
talanlagen, in denen die Versorgungseinrichtung 
bereits länger investiert ist, z. B. Immobilienfonds, 
sind die Asset Manager, sofern möglich, bestrebt 
die Kriterien nach und nach zu erreichen, um eine 
Einstufung als nachhaltiges Finanzprodukt zu er-
halten.

Darüber hinaus haben sich einige Fondsgesell-
schaften für Immobilienfonds und Beteiligungs-
programme dazu verpflichtet, die UN-Prinzipien 
für nachhaltige Investitionen (UN Principles for Re-
sponsible Investments, UNPRI) anzuwenden. An-
dere setzen eigene Kriterien an. Das Gesamtport-
folio der Versorgungseinrichtung wird von den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung 
regelmäßig hinsichtlich der Optimierung von 
Nachhaltigkeitskriterien überprüft. Im engen Aus-
tausch mit sämtlichen Fondsgesellschaften und 
Investmenthäusern wird stets auf die hohe Rele-
vanz der Einhaltung von Nachhaltigkeitsstandards 
für die Versorgungseinrichtung hingewiesen.

NETTOVERZINSUNG 3,30 %

Für die Ermittlung der Nettoverzinsung der Kapi-
talanlagen werden von den Kapitalerträgen die 
Abschreibungen auf Kapitalanlagen, die Verluste 
aus dem Abgang von Kapitalanlagen, die Aufwen-
dungen für die Verwaltung der Kapitalanlagen, 
Zinsaufwendungen und sonstige Aufwendungen 
abgezogen. Das so ermittelte Ergebnis der Kapi-
talanlage von 55,65 Mio. EUR ergibt, bezogen auf 
das arithmetische Mittel des Gesamtbestandes an 
Kapitalanlagen zum Beginn und zum Ende des 
Geschäftsjahres, eine Nettoverzinsung für die Ka-
pitalanlagen von 3,30 %.

NETTOVERZINSUNG IN %
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TERMINE

Die Bilanz zum 31.12.2024 sowie die Gewinn- 
und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2024 
bis 31.12.2024 liegen zusammen mit dem Prüfbe-
richt der Wirtschaftsprüfer in der Zeit vom 
01.02.2026 bis 28.02.2026 während der Ge-
schäftszeiten in den Räumen der Versorgungsein-
richtung für alle Mitglieder zur Einsicht aus. 

Für interessierte Mitglieder steht der Geschäftsbe-
richt des Jahres 2024 zur Verfügung. Bei Bedarf 
kann dieser bei der Versorgungseinrichtung ange-
fordert werden.

BESCHLÜSSE DER  
HAUPTVERSAMMLUNGEN 2025

Zweimal kam die Hauptversammlung der Versor-
gungseinrichtung im Jahr 2025 für Sitzungen zu-
sammen. In diesen Sitzungen wurde die 21. Sat-
zungsänderung beschlossen sowie die Jahres- 
rechnung 2024 angenommen und dem Verwal-
tungsrat Entlastung erteilt. Außerdem bestätigte 
die Hauptversammlung die Dynamisierung von 
Renten und Anwartschaften um 3,0 % und ge-
nehmigte den Haushaltsplan für 2026 einschließ-
lich Verwaltungskosten- und Stellenplan.

AKTUELLES AUS DEM BEREICH 

VERSICHERUNGSBETRIEB 

DAS BUNDESKABINETT HAT AM 
15.10.2025 DEN GESETZENTWURF 
ZUR SOGENANNTEN „AKTIVRENTE“ 
BESCHLOSSEN. WAS IST DIE AK-
TIVRENTE? WER IST BETROFFEN? 
WANN STARTET DIE AKTIVRENTE? 
HIER EIN ÜBERBLICK: 

Die Aktivrente ist eine geplante steuerliche Förde-
rung für Rentnerinnen und Rentner, die trotz erreich-
tem Rentenalter weiterarbeiten möchten. Sie soll 
Anreize schaffen, auch nach dem Eintritt in die ge-
setzliche Rente freiwillig aktiv im Berufsleben zu blei-
ben – und unter anderem so dem Fachkräftemangel 
entgegenwirken. Bis zu 2.000,00 EUR im Monat 
aus dem dadurch erzielten Erwerbseinkommen sol-

len dann steuerfrei bleiben. Aus dem Gesetzentwurf 
geht hervor, dass auch Mitglieder der berufsständi-
schen Versorgungswerke von der Steuerbefreiung 
von Arbeitseinkommen profitieren können. 

Es gibt aber Voraussetzungen und Bedingungen:

•	� Zwar ist das Einkommen bis zur Obergrenze 
lohnsteuerbefreit, aber Sozialabgaben (zum 
Beispiel zur Rentenversicherung, Kranken- und 
Pflegeversicherung) können dafür weiterhin an-
fallen. Die Beiträge zur Renten- und Arbeitslo-
senversicherung trägt jedoch nur der Arbeitge-
ber (nur Arbeitgeberanteil). 

•	� Das gesetzliche Renteneintrittsalter nach § 35 
Satz 2 oder § 235 Abs. 2 SGB VI muss erreicht 
sein und die Beitragspflichtigkeit des Einkom-
mens für den Arbeitgeber muss vorliegen, um 
die Aktivrente nutzen zu können. Das bedeutet, 
dass Menschen, die eine vorgezogene Alters-
rente mit Abschlägen beziehen (z. B. “Rente mit 
63”) die Vorteile der Aktivrente nicht in An-
spruch nehmen können, solange das reguläre 
Renteneintrittsalter noch nicht erreicht ist. Bitte 
beachten Sie, dass der reguläre Renteneintritt 
bei unserer Versorgungseinrichtung möglicher-
weise vor dem Renteneintrittsalter bei der ge-
setzlichen Rentenversicherung liegt. In diesen 
Fällen kann erst ab dem Erreichen des Renten-
eintrittsalters bei der gesetzlichen Rentenversi-
cherung von dem Steuervorteil der Aktivrente 
profitiert werden.  

Dabei können zwei Konstellationen auftreten,  
Arbeit neben dem Rentenbezug und Arbeit bei 
aufgeschobenem Rentenbezug. Wird eine Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder aus 
dem Versorgungswerk bezogen, tritt Versiche-
rungsfreiheit nach § 5 SGB VI ein und nur der Ar-
beitgeber zahlt seinen Beitrag nach § 172 Abs. 1 
SGB VI an die gesetzliche Rentenversicherung. 
Bei Rentenaufschub bleibt man Arbeitnehmer, 
der Arbeitgeber zahlt nach § 172a SGB VI einen 
Zuschuss zum Versorgungswerksbeitrag. Da so-
wohl auf § 172 Abs. 1 als auch auf § 172a SGB 
VI verwiesen wird, sind unsere angestellten Mit-
glieder in beiden Konstellationen erfasst. Die 
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Steuerfreiheit gilt dabei unabhängig vom Bezug 
einer Regelaltersrente im Sinne des § 35 oder  
§ 235 SGB VI oder von Versorgungsbezügen im 
Sinne des § 19 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Einkommen-
steuergesetz wegen Erreichens einer Altersgren-
ze. Es muss keine Prüfung des Bezugs von Alter-
seinkünften vorgenommen werden. Entgegen 
ersten Überlegungen wird der steuerfreie Betrag 
gemäß dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf 
auch nicht in den sogenannten Progressionsvor-
behalt des Einkommensteuergesetzes (§ 32b 
EStG) einbezogen. Dadurch wird verhindert, 
dass die steuerfreien Einkünfte den anwendba-
ren Steuersatz für das restliche Einkommen er-
höhen.

•	� Selbstständige, Freiberufler und Beamte kön-
nen nach jetzigem Stand nicht profitieren. Die 
Steuervorteile gelten nur bei sozialversiche-
rungspflichtigen Jobs, also bei klassischen An-
stellungen. 

•	� Einkommen, das über 2.000,00 EUR pro Mo-
nat hinaus erzielt wird, muss normal versteuert 
werden.

•	� Die normale Rente wird weiterhin voll ausge-
zahlt und regulär versteuert. 

Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass wir in 
steuerlichen Fragen weder über die erforderlichen 
Kenntnisse noch über die Befugnis zu Auskünften 
verfügen. Für weitere Fragen und Einzelheiten der 
Besteuerung wenden Sie sich bitte an das zustän-
dige Finanzamt, dem die Entscheidung über die 
Festsetzung der Steuern obliegt, oder Ihren Steu-
erberater. 

SATZUNGSÄNDERUNG AB 
01.01.2026

Zum 01.01.2026 erfolgt die 21. Änderung der Sat-
zung der Versorgungseinrichtung. Im Rahmen der 
Satzungsänderung wurden von der Hauptver-
sammlung, neben einigen redaktionellen Anpas-
sungen, auch Klarstellungen bei freiwilliger Mit-
gliedschaft sowie die Zuschlagsregelung der 
aufgeschobenen Altersrente beschlossen. 

Näheres zu der geänderten Satzung insgesamt 
finden Sie nachfolgend unter der Rubrik „Veröf-
fentlichungen“. Eine Komplettfassung der neuen 
Satzung, die ab dem 01.01.2026 gilt, finden Sie 
auf der Website der Versorgungseinrichtung 
(www.ve-koblenz.de) unter dem Navigationspunkt 
„Service“.

ARBEITSLOSIGKEIT/KURZARBEITER- 
GELD/INSOLVENZGELD

I. Arbeitslosigkeit – Allgemeines

Unter bestimmten Voraussetzungen übernimmt 
der jeweilige Leistungsträger für Mitglieder, die Ar-
beitslosengeld I beziehen, die Beiträge entweder 
ganz oder teilweise zur Versorgungseinrichtung. 
Dies ist abhängig davon, ob das Mitglied von der 
gesetzlichen Rentenversicherungspflicht befreit 
wird bzw. bereits befreit worden ist. Eine bereits 
erteilte Befreiung von der Versicherungspflicht zur 
gesetzlichen Rentenversicherung erstreckt sich 
auch auf den Bezug von Arbeitslosengeld I. 

Grundsätzlich sind die Arbeitsagenturen nach  
§ 170 Abs. 1 Nr. 2 b SGB VI verpflichtet, Beiträge 
an die gesetzliche Rentenversicherung zu entrich-
ten. Nach § 166 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI bilden 80 % 
des dem Arbeitslosengeld zugrundeliegenden 
vormaligen Arbeitsentgeltes die Beitragsbemes-
sungsgrundlage. Daraus wird der Beitrag nach 
dem aktuell gültigen Beitragssatz in Höhe von der-
zeit 18,6 % ermittelt.

Mitglieder, die für ihre vorherige Tätigkeit zuguns-
ten der Versorgungseinrichtung befreit wurden, 
haben gemäß § 173 Abs. 1 S. 1, Abs. 3 SGB III ei-
nen Anspruch auf Übernahme der Beiträge zur 
Versorgungseinrichtung durch die Bundesagentur 
für Arbeit. Die zu erstattenden Beiträge sind auf 
die Höhe der Beiträge begrenzt, die die Bundes-
agentur für Arbeit ohne die Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung für die Dauer des Leistungsbezuges zu 
tragen hätte. Der Antrag ist unter Vorlage des ak-
tuellsten Befreiungsbescheides zu stellen. Die be-
nötigte Mitgliedsbescheinigung zur Vorlage bei 
der Agentur für Arbeit erhalten Sie bei uns. 
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Inwieweit eine Beitragsübernahme zur Versor-
gungseinrichtung erfolgen kann, klären Sie bitte in 
Einzelfällen mit Ihrer zuständigen Agentur für Ar-
beit.

II. Kurzarbeitergeld

Zuständig ist grundsätzlich die Agentur für Arbeit. 
Die Höhe der Beiträge richtet sich für die Zeit des 
Bezugs von Kurzarbeitergeld zunächst nach dem 
tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt. Hinzu kommt 
eine weitere fiktive Bemessungsgrundlage. Neben 
dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt (Ist-Ent-
gelt) sind 80 % des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem Soll- und dem Ist-Entgelt ebenfalls 
beitragspflichtig. Für das infolge Kurzarbeit ausge-
fallene Arbeitsentgelt ist also ein fiktives Arbeits-
entgelt anzusetzen. Ist eine Klärung von Differen-
zen nicht möglich, wird zunächst das gemeldete 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsentgelt zu-
grunde gelegt.

III. Insolvenz des Arbeitgebers

Wenn Sie uns mitteilen, dass Ihr Arbeitgeber insol-
vent ist, bleibt es vorläufig weiterhin bei der bisher 
festgestellten Beitragspflicht.

Sofern Sie Insolvenzgeld bezogen haben bzw. be-
ziehen werden, übersenden Sie uns bitte entspre-
chende Nachweise bezüglich der Leistungshöhe. 
Hierzu bitten wir Sie um Antragstellung bei Ihrer 
zuständigen Agentur für Arbeit hinsichtlich der 
Übernahme der Rentenversicherungsbeiträge 
zum Versorgungswerk. Ihrem Antrag fügen Sie 
bitte vorsorglich eine Kopie des Befreiungsbe-
scheides der gesetzlichen Rentenversicherung 
bei.

Sofern das Beschäftigungsverhältnis beendet 
wird, bitten wir um Übersendung einer Bescheini-
gung Ihres Arbeitgebers über den Zeitpunkt der 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses so-
wie über die Höhe Ihres sozialversicherungspflich-
tigen Bruttoentgelts. Ausreichend ist auch eine 
Kopie der Jahresmeldung/Abmeldung zur Sozial-
versicherung.

BESCHEINIGUNGEN ZUR VORLAGE 
BEIM FINANZAMT – WENN BEITRAG 
NICHT GLEICH BEITRAG IST

Die Werte zur Vorlage beim Finanzamt, in der 
Lohnsteuerbescheinigung Ihres Arbeitgebers und 
in der jährlichen Anwartschaftsmitteilung können 
voneinander abweichen. Warum ist das so?

Sowohl die jährliche Anwartschaftsmitteilung als 
auch unsere Bescheinigung zur Vorlage beim Fi-
nanzamt weisen die Versorgungsabgaben für das 
jeweilige Beitragsjahr aus. In der Höhe können die 
bescheinigten Rentenbeiträge unterschiedlich 
ausfallen, da für die erstellten Bescheinigungen 
unterschiedliche Regelungen gelten. Die Beiträge 
in der Bescheinigung zur Vorlage beim Finanzamt 
werden nach dem steuerlichen „Zufluss-Prinzip“ 
ermittelt, es werden also die im Kalenderjahr 
gezahlten Beiträge addiert. 

Bei der Anwartschaftsmitteilung gilt dagegen das 
„Soll-Prinzip“. Es werden alle für das Kalender­
jahr festgesetzten Beiträge ausgewiesen. Das 
kann zu Unterschieden führen, z. B. bei Beitrags-
rückzahlungen oder wenn Nachzahlungen nach 
Ablauf des Kalenderjahres vorgenommen werden. 

Der Arbeitgeber bescheinigt auf der Lohnsteuer-
bescheinigung die steuerrelevanten Daten aus 
dem Arbeitsverhältnis. Der dort ausgewiesene 
Beitrag zur Rentenversicherung kann von dem 
ausgewiesenen Beitrag auf der Bescheinigung zur 
Vorlage beim Finanzamt abweichen. 

VERSORGUNGSAUSGLEICH

Kommt es zur Scheidung einer Ehe, führt das Fa-
miliengericht einen Versorgungsausgleich durch. 
Das Grundprinzip: Jeder Ehegatte soll an dem in 
der Ehezeit erworbenen und erwirtschafteten Ver-
sorgungsvermögen zu gleichen Teilen partizipieren.

Die Halbteilung aller Anrechte erfolgt mit dem Ziel, 
ehebedingte Vor- und Nachteile beim Aufbau einer 
eigenen Altersversorgung auszugleichen. Auf An-
forderung des Familiengerichts erteilt die Versor-
gungseinrichtung daher die Auskunft, ob und wel-
che Anrechte ein Mitglied während der Ehezeit 
erworben hat. Die Versorgungseinrichtung ist hier-
zu gesetzlich verpflichtet. Der Ehezeitanteil ergibt 
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sich aus den Pflichtbeiträgen und den freiwilligen 
Höherzahlungen. Hat ein Mitglied zunächst nur 
vorläufige Beiträge gezahlt und muss noch einen 
Einkommensnachweis erbringen, wird das Konto 
vor der Auskunft geklärt. Das Familiengericht – 
und nur dieses – entscheidet im Anschluss, wie 
der Ehezeitanteil genau aufzuteilen ist. Die Umset-
zung erfolgt dann durch die Versorgungseinrich-
tung und hat nur noch eine klarstellende, aber kei-
ne rechtsgestaltende Wirkung mehr. Sobald die 
Entscheidung rechtskräftig ist, informiert die Ver-
sorgungseinrichtung die Beteiligten durch einen 
Bescheid über die Umsetzung und die Auswirkun-
gen auf die Rentenanwartschaft. Außerdem er-
klärt sie, wie eine gegebenenfalls eingetretene 
Verminderung der Rentenanwartschaft durch zu-
sätzliche Zahlungen ganz oder teilweise ausgegli-
chen werden kann. 

Bezieht ein ausgleichspflichtiges Mitglied bereits 
eine Rentenleistung, wenn die Entscheidung zum 
Versorgungsausgleich rechtskräftig wird, vermin-
dert sich im Anschluss die Rentenhöhe sofort. 

Sind beide früheren Ehegatten Mitglied im Versor-
gungswerk, werden die auszugleichenden An-
rechte miteinander verrechnet. Ist der ausgleichs-
berechtigte Ehegatte kein Mitglied der Versor- 
gungseinrichtung, so beschränkt sich sein An-
recht auf eine Altersversorgung. Ein Anspruch auf 
eine Berufsunfähigkeitsrente besteht für den Be-
rechtigten nicht. Als Ausgleich erhöht sich das 
Anrecht des Berechtigten um einen in § 26a der 
Satzung geregelten prozentualen Zuschlag.

GESETZLICHE PFLEGEVER- 
SICHERUNG – DIGITALES VER- 
FAHREN ZUM NACHWEIS DER  
ELTERNEIGENSCHAFT

Die Versorgungseinrichtung nimmt am elektroni-
schen Verfahren der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung teil. Mit dem neuen Prozess wird die Eltern- 
eigenschaft der Rentnerinnen und Rentner sowie die 
Anzahl der abschlagsrelevanten Kinder erhoben und 
nachgewiesen. Das Verfahren wurde bei der Einfüh-
rung des Pflegeunterstützungs- und -entlastungs-
gesetzes (PUEG) festgelegt – alle beitragsabführen-
den Stellen, also auch die Versorgungseinrichtung, 
müssen es implementieren und verwenden. 

Hintergrund 

Die Bundesregierung möchte seit dem 01.07.2023 
dem Erziehungsaufwand in der Beitragsgestal-
tung stärker Rechnung tragen. Die Folge: Der Bei-
tragssatz zur gesetzlichen Pflegeversicherung 
sinkt mit steigender Kinderanzahl. 

Details des Verfahrens

Der Ablauf entspricht dem der meisten Meldever-
fahren in der Sozialversicherung. Die Versorgungs-
einrichtung als beitragsabführende Stelle initiiert 
den Datenaustausch mit einer Anfrage und erhält 
zum Abschluss eine entsprechende Antwort des 
Bundeszentralamtes für Steuern. Das Amt kann ne-
ben der aktuellen Kinderzahl auch eine historische 
mitteilen, etwa wenn Kinder im angefragten Melde-
zeitraum nicht mehr berücksichtigt werden oder 
hinzugekommen sind. Zusätzlich ist es möglich, ein 
Abo beim Bundeszentralamt zu beantragen, so-
dass weitere Meldungen automatisch erfolgen. 

Einschränkung 

Leider meldet das neue Verfahren nur steuerlich 
erfasste Kinder. Daten für steuerlich nicht erfasste 
Kinder, die im beitragsrechtlichen Sinne jedoch re-
levant sein könnten, fallen heraus. Das betrifft 
etwa 

•	� Pflege- und Adoptivkinder, bei denen Pflege 
beziehungsweise Adoption nicht dem Finanz-
amt gemeldet wurden 

•	� die Unterscheidung zwischen leiblichen und 
adoptierten Kindern 

•	� Stiefkinder 
•	� Kinder, die im Jahre 2011 das 18. Lebensjahr 

bereits vollendet haben, da hier kein steuer-
rechtlicher Freibetrag mehr gewährt wird 

•	� leibliche Kinder, die beim anderen Elternteil le-
ben, wenn dieser mit dem Kind im Einzugsge-
biet einer anderen Meldebehörde gemeldet ist 
und dies nicht beim Finanzamt gemeldet wurde.

Gegebenenfalls fragen wir bei Ihnen nach, wenn 
es sich um ein Kind der nicht steuerlich erfassten 
Gruppe handelt. Dafür bitten wir um Verständnis. 
Eine Anpassung des elektronischen Verfahrens 
wird nicht weiter erfolgen.



(…)
(2) 	 Die Pflichtmitgliedschaft endet:
 1.	� mit der Einstellung der ärztlichen Tätigkeit 

vor Erreichen der Altersgrenze (§ 22 Abs. 1 
Ziff. 1), ohne dass Berufsunfähigkeit im Sin-
ne des § 22 Abs. 2 vorliegt;

 2.	� mit der Verlegung der ärztlichen Tätigkeit an 
einen Ort außerhalb des Bereichs der Be-
zirksärztekammer Koblenz;

 3.	� mit dem Erwerb der Anwartschaft auf Ver-
sorgung im Sinne des § 3 Ziff. 2.

(…)

(1) 	 Endet die Pflichtmitgliedschaft aus den 
Gründen des § 5 Abs. 2, so ist das Mitglied zur 
freiwilligen Fortsetzung der Mitgliedschaft zuzu-
lassen, wenn es dies innerhalb der Monatsfrist 
des § 5 Abs. 3 oder während der folgenden drei 
Monate beantragt. Dies gilt nicht, wenn das 
Mitglied die Pflichtmitgliedschaft in einer an-
deren berufsständischen Versorgungsein- 
richtung im Bundesgebiet erwirbt oder wenn 
die Pflichtmitgliedschaft wegen Verlustes 
der Approbation geendet hat. In diesen Fäl-
len ist die Begründung einer freiwilligen Mit-
gliedschaft ausgeschlossen.

(…)
(2) 	 Die Pflichtmitgliedschaft endigt:
 1.	� mit der Einstellung der ärztlichen Tätigkeit 

vor Erreichen der Altersgrenze (§ 22 Abs. 1 
Ziff. 1), ohne dass Berufsunfähigkeit im Sin-
ne des § 22 Abs. 2 vorliegt;

 2.	� mit der Verlegung der ärztlichen Tätigkeit an 
einen Ort außerhalb des Bereichs der Be-
zirksärztekammer Koblenz;

 3.	� mit dem Erwerb der Anwartschaft auf Ver-
sorgung im Sinne des § 3 Ziff. 2.

(…)

(1) 	 Endet die Pflichtmitgliedschaft aus den 
Gründen des § 5 Abs. 2 Ziffer 1 oder 3, so ist 
das Mitglied zur freiwilligen Fortsetzung der Mit-
gliedschaft zuzulassen, wenn es dies innerhalb 
der Monatsfrist des § 5 Abs. 3 oder während 
der folgenden drei Monate beantragt, es sei 
denn, dass die Pflichtmitgliedschaft wegen 
Verlustes der Approbation geendet hat.
(2)	 Wird ein Antragsteller zu freiwilliger Fortset-
zung der Mitgliedschaft gemäß Absatz 1 zuge-
lassen, so beginnt die freiwillige Mitgliedschaft 
mit der Beendigung der Pflichtmitgliedschaft.

Alte Fassung Neue Fassung

VERÖFFENTLICHUNGEN

21. ÄNDERUNG DER SATZUNG DER VERSORGUNGSEINRICHTUNG

Die Hauptversammlung der Versorgungseinrichtung hat in ihrer Sitzung am 18.06.2025 die 21. Änderung 
der Satzung der Versorgungseinrichtung beschlossen. Die Satzungsänderung wurde vom Ministerium 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-Pfalz mit Schreiben vom 18.07.2025 auf-
sichtsbehördlich genehmigt.

Synopse der 21. Satzungsänderung

Artikel I
Änderungen

§ 5
Beginn und Ende der 
Pflichtmitgliedschaft

§ 6
Freiwillige Fortsetzung  

der Mitgliedschaft
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(2)	 Wird ein Antragsteller zu freiwilliger Fortset-
zung der Mitgliedschaft zugelassen, so be-
ginnt die freiwillige Mitgliedschaft mit der Been-
digung der Pflichtmitgliedschaft.

(1) 	 Die freiwillige Mitgliedschaft endet:
 1.	� mit dem Verlust der Approbation,
 2.	� mit dem Erwerb der Pflichtmitgliedschaft 

bei der Versorgungseinrichtung oder in ei-
ner anderen berufsständischen Versor-
gungseinrichtung im Bundesgebiet,

 3.	� durch schriftliche Austrittserklärung,
 4.	� durch Kündigung seitens des Verwaltungs-

rates gemäß Abs. 3,
(2) 	 Der Austritt des Mitgliedes (Absatz 1 Ziff. 3) 
kann nur mit einer Frist von einem Monat zum 
Ablauf eines Kalendervierteljahres erfolgen. (…)

(1)	 Alle Mitglieder der Versorgungseinrichtung 
sind grundsätzlich verpflichtet, Beiträge zu ent-
richten (aktive Mitglieder). Die Versorgungsein-
richtung setzt Beiträge durch Bescheid fest.
(2)	 Dies gilt nicht für Rentner und für freiwillige 
Mitglieder, die beitragsfrei gestellt sind (inaktive 

(3) Mitglieder, die weder Deutsche im Sinne 
des Artikels 116 des Grundgesetzes sind 
noch einem Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union angehören, und die ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes aufgeben, können 
zur freiwilligen - auch beitragsfreien - Mit-
gliedschaft nicht zugelassen werden.

(1) 	 Die freiwillige Mitgliedschaft endigt:
 1.	� mit dem Verlust der Approbation,
 2.	� mit dem Erwerb der Pflichtmitgliedschaft 

bei der Versorgungseinrichtung oder in ei-
ner anderen berufsständischen Versor-
gungseinrichtung im Bundesgebiet,

 3.	� durch schriftliche Austrittserklärung,
 4.	� durch Kündigung seitens des Verwaltungs-

rates gemäß Abs. 3,
 5.	� nach Aufgabe des Wohnsitzes oder 

ständigen Aufenthaltes im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes durch ein Mit-
glied, das weder Deutscher im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes ist noch 
einem Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union angehört.

(2) 	 Der Austritt des Mitgliedes (Absatz 1 Ziff. 3) 
kann nur mit einer Frist von einem Monat zum 
Ablauf eines Kalendervierteljahres erfolgen. (…)

(1)	 Alle Mitglieder der Versorgungseinrichtung 
sind grundsätzlich verpflichtet, Beiträge zu ent-
richten (aktive Mitglieder). Die Versorgungsein-
richtung setzt Beiträge durch Bescheid fest.
(2) Dies gilt nicht für Rentner und für freiwillige 
Mitglieder, die beitragsfrei gestellt sind (inaktive 

Alte Fassung Neue Fassung

§ 7
Ende der freiwilligen  
Mitgliedschaft

§ 16
Entrichtung  
von Beiträgen
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Alte Fassung Neue Fassung

Mitglieder). Rentner können keine Beiträge 
und freiwilligen Zuzahlungen mehr leisten. 
Für Bezieher einer Teilrente sowie für Mit-
glieder, die die Altersrente aufgeschoben ha-
ben, gelten weiterhin die §§ 17 bis 19. 
Die beitragsfreie Mitgliedschaft wird auf Antrag 
gewährt, wenn das freiwillige Mitglied:
 1.	� nachweislich nur in geringem Umfang ärzt-

lich tätig ist (§ 3 Ziffer 3) und hieraus keine 
oder nur unwesentliche Einkünfte erzielt, 
oder

 2.	� Beamter oder im Ausland tätig ist.
(3) 	 (….)
(4)	 Die Beitragspflicht erlischt mit dem Ende 
des Monats, in dem der Versorgungsfall eintritt 
oder die Mitgliedschaft endet.
(5) 	 (…) 

(1) 	 Altersrente:
 1.	� Altersrente erhalten alle Mitglieder, die das 

65. Lebensjahr (Altersgrenze) vollendet ha-
ben. Die Altersgrenze erhöht sich für die 
Jahrgänge: 

1952 auf 65 Jahre und 1 Monat,
1953 auf 65 Jahre und 2 Monate,
1954 auf 65 Jahre und 3 Monate,
1955 auf 65 Jahre und 4 Monate,
1956 auf 65 Jahre und 5 Monate,
1957 auf 65 Jahre und 6 Monate,
1958 auf 65 Jahre und 7 Monate,
1959 auf 65 Jahre und 8 Monate,
1960 auf 65 Jahre und 9 Monate,
1961 auf 65 Jahre und 10 Monate,
1962 auf 65 Jahre und 11 Monate,
1963 auf 66 Jahre,
1964 auf 66 Jahre und 1 Monat,

Mitglieder). Die beitragsfreie Mitgliedschaft wird 
auf Antrag gewährt, wenn das freiwillige Mitglied
 1.	� nachweislich nur in geringem Umfang ärzt-

lich tätig ist (§ 3 Ziffer 3) und hieraus keine 
oder nur unwesentliche Einkünfte erzielt, 
oder

 2.	� Beamter oder im Ausland tätig ist.
Abweichend hiervon gelten für Bezieher ei-
ner Teilrente gemäß § 22 Abs. 1 Ziffer 3 die 
§§ 17 bis 19 entsprechend. 
(3) 	 (….)
(4) 	 Die Beitragspflicht erlischt mit dem Ende 
des Monats, in dem der Versorgungsfall eintritt 
oder die Mitgliedschaft endet. Mitglieder, die 
gemäß dieser Satzung Rente beziehen, kön-
nen keine Beiträge und freiwilligen Zuzah-
lungen mehr leisten.
(5) 	 (…)

(1) 	 Altersrente:
 1.	� Altersrente erhalten alle Mitglieder, die das 

65. Lebensjahr (Altersgrenze) vollendet ha-
ben. Die Altersgrenze erhöht sich für die 
Jahrgänge: 

1952 auf 65 Jahre und 1 Monat,
1953 auf 65 Jahre und 2 Monate,
1954 auf 65 Jahre und 3 Monate,
1955 auf 65 Jahre und 4 Monate,
1956 auf 65 Jahre und 5 Monate,
1957 auf 65 Jahre und 6 Monate,
1958 auf 65 Jahre und 7 Monate,
1959 auf 65 Jahre und 8 Monate,
1960 auf 65 Jahre und 9 Monate,
1961 auf 65 Jahre und 10 Monate,
1962 auf 65 Jahre und 11 Monate,
1963 auf 66 Jahre,
1964 auf 66 Jahre und 1 Monat,

§ 22
Rentenleistungen  

an Mitglieder
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1965 auf 66 Jahre und 2 Monate, 
1966 auf 66 Jahre und 3 Monate,
1967 auf 66 Jahre und 4 Monate,
1968 auf 66 Jahre und 5 Monate,
1969 auf 66 Jahre und 6 Monate,
1970 auf 66 Jahre und 7 Monate,
1971 auf 66 Jahre und 8 Monate,
1972 auf 66 Jahre und 9 Monate,
1973 auf 66 Jahre und 10 Monate,
1974 auf 66 Jahre und 11 Monate.

Alle Jahrgänge ab 1975 erreichen die Al-
tersgrenze mit Vollendung des 67. Lebens-
jahres.

 2.	� Auf Antrag wird einem Mitglied die Alters-
rente vor Erreichen der Altersgrenze ge-
zahlt, frühestens jedoch vom vollende-
ten 60. Lebensjahr an. Die vorgezogene 
Altersrente wird für Mitglieder, deren Mit-
gliedschaft bei einer berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtung nach dem 31.12.2011 
beginnt, frühestens mit Vollendung des 62. 
Lebensjahres gezahlt. Auf Antrag kann der 
Beginn der Rentenzahlung über die Re-
gelaltersgrenze nach Abs. 1 Ziff. 1 hin-
aus auch aufgeschoben werden, jedoch 
längstens bis zur Vollendung des 72. Le-
bensjahres. Der Aufschub ist spätestens 
in dem Monat zu beantragen, in dem die 
Altersgrenze gemäß § 22 Abs. 1 Ziff. 1 
erreicht wird.

 3.	 �Die vorgezogene und die aufgeschobene 
Altersrente kann auf Antrag auch als Teilren-
te von 30 v. H., 50 v. H. oder 70 v. H. ge-
währt werden; ein weiterer Antrag auf Teil-
rente ist nur bezüglich des zur Vollrente 
fehlenden Teils zulässig. 

(2) 	 Berufsunfähigkeitsrente: …
(…)

1965 auf 66 Jahre und 2 Monate, 
1966 auf 66 Jahre und 3 Monate,
1967 auf 66 Jahre und 4 Monate,
1968 auf 66 Jahre und 5 Monate,
1969 auf 66 Jahre und 6 Monate,
1970 auf 66 Jahre und 7 Monate,
1971 auf 66 Jahre und 8 Monate,
1972 auf 66 Jahre und 9 Monate,
1973 auf 66 Jahre und 10 Monate,
1974 auf 66 Jahre und 11 Monate.

Alle Jahrgänge ab 1975 erreichen die Al-
tersgrenze mit Vollendung des 67. Lebens-
jahres.

 2.	� Auf Antrag wird einem Mitglied die Alters-
rente vor oder nach Erreichen der Alters-
grenze gezahlt, frühestens jedoch vom 
vollendeten 60. Lebensjahr an, spätes-
tens ab Vollendung des 67. Lebensjah-
res. Die vorgezogene Altersrente wird für 
Mitglieder, deren Mitgliedschaft bei einer 
berufsständischen Versorgungseinrichtung 
nach dem 31.12.2011 beginnt, frühestens 
mit Vollendung des 62. Lebensjahres ge-
zahlt.

 3.	� Vorgezogene Altersrente kann auf Antrag 
auch als Teilrente von 30 v. H., 50 v. H. oder 
70 v. H. gewährt werden; ein weiterer An-
trag auf Teilrente ist nur bezüglich des zur 
Vollrente fehlenden Teils zulässig.

(2) 	 Berufsunfähigkeitsrente: …
(…)
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(1) 	 ...
(2) 	 ...
(3)	 Nimmt ein Mitglied die vorgezogene Alters-
rente (§ 22 Abs. 1 Ziff. 2 und Ziff. 3) in An-
spruch, so mindert sich die nach den Absätzen 
1 und 2 berechnete Rente für jeden vollen Mo-
nat, um den der Beginn des Rentenbezuges vor 
dem Erreichen der Altersgrenze liegt, auf Dauer 
um 0,45 %. Für den Aufschub des Rentenbe-
ginns nach § 22 Abs. 1 Ziff. 2 Satz 3 wird für 
jeden vollen Monat, um den der Beginn der 
Rentenzahlung hinausgeschoben wird nach 
Erreichen der Altersgrenze, eine Erhöhung 
um 0,45 % gewährt.

1)	 Die Satzung ist am 1. Januar 1980 in Kraft 
getreten. Die Bestimmungen der 21. Änderung 
treten mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
vom 18.07.2025 und der Veröffentlichung im 
Ärzteblatt Rheinland-Pfalz Nr. 09/2025 zum 
01.01.2026 in Kraft. 
(…)

(1) 	 ...
(2) 	 ...
(3)	 Nimmt ein Mitglied die vorgezogene Alters-
rente (§ 22 Abs. 1 Ziff. 2) in Anspruch, so mindert 
sich die nach den Absätzen 1 und 2 berechnete 
Rente für jeden vollen Monat, um den der Be-
ginn des Rentenbezuges vor dem Erreichen der 
Altersgrenze liegt, auf Dauer um 0,45 %. 

1) 	 Die Satzung ist am 1. Januar 1980 in Kraft 
getreten. Die Bestimmungen der 20. Änderung 
treten mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
vom 20.07.2024 und der Veröffentlichung im 
Ärzteblatt Rheinland-Pfalz Nr. 10/2024 zum 
01.01.2025 in Kraft. 
(…)

§ 28
Rentenberechnung

§ 35
Inkrafttreten  

und Übergangs- 
bestimmungen

Artikel II
Inkrafttreten

Die vorstehenden Satzungsänderungen treten zum 01.01.2026 in Kraft.
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Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Bubenheimer Bann 12
56070 Koblenz
Telefon: (0261) 947 637 0
Telefax: (0261) 947 637 98
mail@ve-koblenz.de
www.ve-koblenz.de

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Versicherungsbetrieb stehen Ihnen gerne beratend 
zur Verfügung.

Sie erreichen uns am besten während der folgenden Zeiten  
(oder nach telefonischer Vereinbarung):

Montag bis Donnerstag:		  8:30 – 12:00 Uhr 
Montag, Mittwoch und Donnerstag:		 13:30 – 15:30 Uhr

MITGLIEDS-, BEITRAGS- UND RENTENBETREUUNG

Telefon: (0261) 947 637 40
Telefax: (0261) 947 637 99 
mitgliedschaft@ve-koblenz.de

GESCHÄFTSFÜHRUNG

Telefon: (0261) 947 637 13
Telefax: (0261) 947 637 98
mail@ve-koblenz.de

HABEN SIE FRAGEN ZU IHRER MITGLIEDSCHAFT,  
DEN BEITRÄGEN ODER IHRER RENTE?


